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09.02.2015 

Forderungsverzicht und Sanierungserlass: Finanzämter 

künftig auch für Gewerbesteuern entscheidungsbefugt 

Gesetzgeber ändert § 184 Abs. 2 AO für alle Maßnahmen ab dem 1. Januar 2015

Zusammenfassung 

> Künftig können die Finanzämter unter Anwen-

dung des Sanierungserlasses auch für Gewerbe-

steuern verbindliche Billigkeitsentscheidungen 

treffen 

 

Der Forderungsverzicht als Sanierungsmaßnahme 

steht immer unter dem Damoklesschwert steuer-

pflichtiger Sanierungsgewinne. Einen Ausweg bietet 

nur die Verhandlung mit der Finanzbehörde über 

die Anwendung des so genannten Sanierungs-

erlasses vom 27. März 2003 (BStBl. I 2003, 240).  

 

Für Stundung und Erlass von Gewerbesteuern sind 

jedoch die Gemeinden zuständig und zwar jede 

Gemeinde, in der eine Betriebsstätte besteht. Diese 

sind an die Entscheidung der Finanzbehörde zur 

Ertragsteuer nicht gebunden, sondern müssen 

selbst prüfen, ob ein Sanierungsgewinn vorliegt und 

ob dessen Besteuerung unbillig wäre.  

 

Neu: Zuständigkeit der Finanzämter 

Für alle Maßnahmen ab dem 1. Januar 2015 hat der 

Gesetzgeber nun § 184 Abs. 2 AO geändert. Dort 

ist die Befugnis der Finanzämter geregelt, 

Billigkeitsmaßnahmen auch für die Gewerbesteuer 

zu gewähren. Nach dem bisherigen Wortlaut galt 

dies jedoch nur für Verwaltungsvorschriften der 

Bundesregierung oder einer obersten Landesfinanz-

behörde. Aus diesem Grund hatte der Bundes-

finanzhof (BFH) die Zuständigkeit der Finanzämter, 

auf Grundlage des Sanierungserlasses eine 

abweichende Festsetzung des Gewerbesteuer-

messbetrages vorzunehmen, verneint (Urteil vom 

25. April 2012, I R 24/11, BFH/NV 2012, 1516). 

Nunmehr hat der Gesetzgeber § 184 Abs. 2 AO um 

die Wörter „…der obersten Bundesfinanzbehörde...“ 

ergänzt. Der vom Bundesfinanzministerium (BMF) 

erlassene Sanierungserlass berechtigt die Finanz-

ämter somit zukünftig, abweichende Steuer-

festsetzungen aus Billigkeitsgründen auch bei der 

Festsetzung des Gewerbesteuermessbetrages 

vorzunehmen.  

 

Praxisrelevanz / Ausblick 

In der Praxis wird die erweiterte Entscheidungs-

kompetenz der Finanzämter Sanierungsmaßnahmen 

mit potentiellen Steuerfolgen vereinfachen und 

Abstimmungen mit den Behörden beschleunigen.  

 

Im Detail sorgt die Anwendung des Sanierungs-

erlasses mit seinen unbestimmten Kriterien aber 

immer noch für Diskussionen – hier empfiehlt sich 

eine sorgfältig vorbereitete Argumentation.   

 

Auch die weitere Entwicklung rund um Sanierungs-

gewinne bleibt spannend. So hatte die Stadt Bonn 

im Rahmen des Insolvenzplanverfahrens der IVG 

AG auf Gewerbesteuern in Höhe von 102 Millionen 

Euro verzichtet. Die Piratenpartei sieht hierin eine 

unzulässige Beihilfe und hat ein Beschwerde-

verfahren bei der Europäischen Kommission ange-

stoßen.  
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